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Gesetz 
vom 25. Oktober 2006 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über 
die obligatorische Unfallversicherung 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 28. November 1989 über die obligatorische Unfall-
versicherung (Unfallversicherungsgesetz; UVersG), LGBl. 1990 Nr. 46, 
in der Fassung des Gesetzes vom 17. März 2006, LGBl. 2006 Nr. 89, wird 
wie folgt abgeändert: 

Art. 20 Abs. 2 

2) Hat der Versicherte Anspruch auf eine Rente der Invalidenversiche-
rung oder der Alters- und Hinterlassenenversicherung, so wird ihm eine 
Komplementärrente gewährt; diese entspricht der Differenz zwischen 90 % 
des versicherten Verdienstes und der Rente der Invalidenversicherung 
oder der Alters- und Hinterlassenenversicherung, höchstens aber dem 
für Voll- oder Teilinvalidität vorgesehenen Betrag. Die Komplementär-
rente wird beim erstmaligen Zusammentreffen der erwähnten Renten 
festgesetzt und lediglich späteren Änderungen der für Familienangehörige 
bestimmten Teile der Rente der Invalidenversicherung oder der Alters- 
und Hinterlassenenversicherung angepasst. 
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Art. 31 Abs. 4 

4) Haben die Hinterlassenen Anspruch auf Renten der Alters- und 
Hinterlassenenversicherung oder der Invalidenversicherung, so wird 
ihnen gemeinsam eine Komplementärrente gewährt; diese entspricht der 
Differenz zwischen 90 % des versicherten Verdienstes und den Renten 
der Alters- und Hinterlassenenversicherung oder der Invalidenversiche-
rung, höchstens aber dem in Abs. 1 vorgesehenen Betrag. Die Komple-
mentärrente des getrennten oder geschiedenen Ehegatten entspricht der 
Differenz zwischen dem geschuldeten Unterhaltsbeitrag und der Rente 
der Alters- und Hinterlassenenversicherung, höchstens aber dem in Abs. 2 
vorgesehenen Betrag. Die Komplementärrente wird beim erstmaligen 
Zusammentreffen der erwähnten Renten festgesetzt und lediglich den 
Änderungen im Bezügerkreis der Alters- und Hinterlassenen- oder der 
Invalidenrenten angepasst. 

Art. 80 Abs. 1 

1) Die Regierung legt auf gemeinsamen Antrag der Versicherer je 
Versicherungszweig einen Prämientarif fest. Die Versicherer müssen der 
Regierung ihre begründeten Anträge auf Änderungen des Prämientarifs 
spätestens zehn Monate vor dem beantragten Inkrafttreten des neuen 
Prämientarifs einreichen. Die Regierung hört vor der Festlegung der 
Prämientarife die Kommission nach Abs. 5 an. Sie legt den neuen Prä-
mientarif spätestens fünf Monate vor dessen Inkrafttreten fest. 
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II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom 25. Oktober 2006 
betreffend die Abänderung des Gesetzes über die Invalidenversicherung 
in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Otmar Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 


